Erlass Abschiebungshaft-Kosten


Erstattung von Abschiebungskosten bei Amtshilfe durch andere Länder

RdErl. D. MI v. 24.03.2004 – 45.31-12231/3-24 –

· VORIS 26200 –

1. Rücküberstellung von abzuschiebenden Ausländerinnen und Ausländern

Wenn Ausländerinnen und Ausländer nach ihrer Festnahme in anderen Ländern im Wege der Amtshilfe für niedersächsische, Ausländerbehörden in Abschiebungshaft genommen werden und dort bis zur Durchführung der Abschiebung verbleiben, entstehen je nach Trägerschaft der Hafteinrichtung dem Land erhebliche Kosten. Zur Vermeidung von Kosten ist deshalb künftig die in Nummer 63.1.2.7.3 der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Aus-ländergesetz bestimmte Höchstdauer der Amtshilfepflicht zur Abschiebung nicht mehr in Anspruch zu nehmen, wenn in der Abschiebungshaftanstalt in Langenhagen oder einer anderen geeigneten Justizvollzugsanstalt in Nieder-sachsen Haftplätze zur Verfügung stehen. In diesem Fall ist unverzüglich die Rücküberstellung nach Niedersachsen zu veranlassen.

2. Kostenübernahmeerklärung in Amtshilfeersuchen

Derzeit werden Amtshilfeersuchen an Ausländerbehörden anderer Länder mit einer pauschalen Kostenübernahmeerklärung versehen, die keine Beschränkung hinsichtlich der in Betracht kommenden Vollzugsmaßnahmen enthält. Das hat in Einzelfällen dazu geführt, dass ohne vorherige Absprache mit niedersächsischen Behörden Rückführungen mit Kleinchartermaschinen durchgeführt wurden und dadurch dem Land erhebliche Kosten entstanden sind.

Deshalb sind ab sofort in allen Fällen, in denen eine Rücküberstellung nach Nummer 1 nicht in Betracht kommt, die in Amtshilfeersuchen enthaltenden Kostenübernahmeerklärungen wie folgt zu formulieren:

Die Übernahme der erstattungsfähigen haft- und Abschiebungskosten wird hiermit zugesichert, soweit die Rückführung im Rahmen von Linienflügen und Sammelcharterflügen mit mindestens 50 Personen erfolgt. Zur Durchführung einer Abschiebung mit Kleincharter oder zur Veranlassung vergleichbar kostenintensiver Maßnahmen ist die Zustimmung des Niedersächsischen Landeskriminalamtes, Dezernat 22, erforderlich.
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